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Anfrage zur mündlichen Beantwortung O-000014/2014/rev.1 

an die Kommission 
Artikel 115 der Geschäftsordnung 

Axel Voss 
im Namen der PPE-Fraktion 

Betrifft: Eurojust 

Die Kommission hat am 17. Juli 2013 einen Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates betreffend die Agentur der Europäischen Union für justizielle 
Zusammenarbeit in Strafsachen (Eurojust) (COM(2013)0535) vorgelegt. Dieser Vorschlag für eine 
Reform von Eurojust wurde gemeinsam mit einem Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die 
Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft (COM(2013)0534) eingebracht. 

– Kann die Kommission Auskunft darüber geben, wie sie bei der Reform von Eurojust vorzugehen 
gedenkt, falls die Europäische Staatsanwaltschaft im Wege einer verstärkten Zusammenarbeit 
von mindestens neun Mitgliedstaaten errichtet wird? 

– Kann die Kommission Auskunft darüber geben, wie weitreichend die Konsequenzen dieser 
verstärkten Zusammenarbeit für die Rolle von Eurojust sein werden? 

– Kann die Kommission mitteilen, ob sich die Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft auf 
den Haushaltsplan von Eurojust auswirken wird? 

– Gemäß Protokoll (Nr. 1) über die Rolle der nationalen Parlamente in der Europäischen Union und 
Artikel 85 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union legen das Europäische 
Parlament und die nationalen Parlamente gemeinsam fest, wie eine effiziente und regelmäßige 
Zusammenarbeit zwischen den Parlamenten innerhalb der Union gestaltet und gefördert werden 
kann, und bewerten gemeinsam die Tätigkeit von Eurojust. Kann die Kommission Auskunft 
darüber geben, in welchem Maß nationale Parlamente daran beteiligt sind?  

– Kann die Kommission Auskunft darüber geben, wie viele Mitgliedstaaten bislang den Beschluss 
2009/426/JI des Rates umgesetzt haben?  

– Kann die Kommission mitteilen, weshalb die Richtlinie 95/46/EG als Rechtsgrundlage für die 
Übermittlung personenbezogener Daten in Drittländer und an internationale Organisationen dient, 
obwohl diese Richtlinie keine Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten im 
Bereich des Strafrechts findet? 
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